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Drucksache 2016 


Kleine Anfrage 221 

der Fraktion der SPD 


betr. Strafverfolgung von Verwaltungsangehörigen der 
Bundesministerien 


1. Warum haben der Bundes] ustizminister und ^der Bundeswirt- 
schaftsminister trotz ihrer Zusage vom 19. Januar 1955 — Druck- 
sachen 1156, 1080 — dem Bundestag nichts mehr über den Ver- 
lauf und den Ausgang der gegen Beamte und Angestellte der 
Bundesministerien eingeleiteten Strafverfahren berichtet, obwohl 
es sich um Fälle von schwerer Bestechlichkeit, Untreue, Unter- 
schlagung usw. handelt? 

2. Welche Verfahren sind inzwischen rechtskräftig abgeschlossen 
worden, welche Strafen wurden verhängt und in welchen Fällen 
erfolgte Freispruch ? Was ist dienststrafrechtlich gegen die betrof- 
fenen Verwaltungsangehörigen veranlaßt worden? 

3. Welches sind, soweit die Strafverfahren noch schweben, die Gründe 
der Verzögerung der Strafverfahren, die zumeist aus den Jahren 
1951/52 stammen? Flängt die Verzögerung damit zusammen, 
daß den Strafverfolgungsbehörden und den Gerichten die 
erforderlichen Akten und Auskünfte nicht mit der genügenden 
Beschleunigung zugeleitet wurden und daß sich die Beschuldigten 
und Zeugen den Vernehmungen immer wieder unter dem Vor- 
wand dienstlicher Verhinderung entzogen haben? 

4. Stimmt es, daß die Vorwürfe von zwei Geschäftsleuten - siche 
Drucksache 1156, Zu Ziffer 2 — gegen einen ehemaligen Bundes- 
minister und gegen weitere vier Verwaltungsangehörige, sich der 
„vorsätzlichen Verletzung ihrer Amtspflichten und teilweise der 
schweren Bestechlichkeit” schuldig gemacht zu haben, keine gericht- 
liche Klärung gefunden haben? Stimmt es vor allem, daß sich 
die betreffenden Beamten, gegen die diese schweren Beschuldi- 
gungen erhoben worden sind, mit einer einfachen „Ehrenerklä- 
rung” der beiden Geschäftsleute zufriedengegeben oder die Kosten 
des Strafverfahrens übernommen haben? Wie hoch sind diese 
Kosten insgesamt? 

Was ist aus dem Verfahren wegen übler Nachrede gegen jene 
beiden Geschäftsleute geworden? 

5. Was gedenkt die Bundesregierung zu veranlassen, um ihrerseits 
alle Schwierigkeiten auszuräumen, die einem beschleunigten Ab- 
schluß der schwebenden Strafverfahren im Wege stehen? 
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